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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Umweltverträglichkeitsprüfung 

Bekanntgabe der Feststellung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) bei Unterbleiben einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung 

 

Die August Leber Rohstoffe Handelsgesellschaft mbH hat eine wasserrechtliche Erlaubnis für 

die Erweiterung der Verladeinsel für den Rohstoffumschlag am Standort Hafenstraße 50, 77694 

Kehl beantragt. 

 

Für das Vorhaben war nach § 9 Abs. 3 Nr. 2 i.V.m. § 7 Abs. 1 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) sowie der Nummer 13.12 der Anlage 1 zum UVPG im 

Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung festzustellen, ob für das Vorhaben eine UVP-Pflicht 

besteht. 

 

Die allgemeine Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 

3 zum UVPG aufgeführten Kriterien durchgeführt. Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Vorhaben 

erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der 

Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. 

 

Der Standort der Umschlagplattform befindet sich innerhalb des Sondergebietes Hafen am 

Rheinhafen Kehl. Durch die Erweiterung der Verladeinsel wird zusätzliche Gewässerfläche in 

Anspruch genommen. Das Gewässer, insbesondere die Uferfront, ist als Hafenbecken des 

Industriehafens deutlich anthropogen verändert. Aufgrund der bestehenden Nutzung ist die 

Qualität von Wasser und Boden in ihren natürlichen Funktionen bereits eingeschränkt. Durch die 

Erweiterung sind keine zusätzlichen erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen auf diese 

Schutzgüter zu erwarten. Andere Schutzgüter sind nicht betroffen. Insbesondere Natur und 

Landschaft stellen im Hinblick auf die vorhandene weitreichende Versiegelung und industrielle 
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Bebauung des Hafengebiets keine relevanten Kriterien dar. Das nahegelegene FFH-Gebiet 

„Westliches Hanauer Land“ wird durch die Erweiterung nicht beeinträchtigt. 

 

Das Regierungspräsidium Freiburg stellt daher als zuständige Behörde fest, dass für das 

beantragte Vorhaben keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-

prüfung besteht. Das Vorhaben kann nach Einschätzung der Behörde aufgrund überschlägiger 

Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen 

nachteiligen Umweltauswirkungen haben, die nach § 5 Abs. 2 UVPG zu berücksichtigen wären.  

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Feststellung über den Entfall einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar ist.  

 

Diese Mitteilung gilt als Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG. 

 

Freiburg, den 31.08.2026 

Regierungspräsidium Freiburg 

 

 

 


